
weil dem durch Legitimation ehelich gewordenen Kind 
in rechtlicher Hinsicht die gleiche Sicherheit gegenüber 
einer Anfechtung seiner Rechtsstellung gewährt wer­
den müsse, wie dem ehelich geborenen Kinde.

Der erkennende Senat schließt sich diesen Auffassun­
gen an bzw. hält an ihnen fest. Sie beruhen auf dem 
Gedanken, daß durch die in unserem Staat verwirk­
lichte rechtliche Gleichstellung der nichtehelichen mit 
den ehelichen Kindern ein Unterschied auch in der ver- 
fahrensmäßigen Behandlung ihres Familienstandes 
nicht mehr gerechtfertigt ist und daß vollends dann, 
wenn durch förmlichen Beschluß des seit dem 15. Ok­
tober 1952 dafür zuständigen Verwaltungsorgans die 
Ehelichkeit eines Kindes festgestellt worden ist, kein 
Grund dafür besteht, diese nach § 1719 BGB als ehelich 
geltenden Kinder anders zu behandeln, als die in einer 
Ehe geborenen, tatsächlich aber gleichfalls nichtehe­
lichen Kinder.

Wenn demnach die durch das Anerkenntnis der 
Vaterschaft im § 1720 Abs. 2 BGB begründete Vermu­
tung, daß der Ehemann der Mutter des Kindes in der 
für dieses Kind geltenden gesetzlichen 'Empfängniszeit 
beigewohnt hat, nur in einem Ehelichkeitsanfechtungs­
verfahren nach §§ 1594 fl. BGB widerlegt werden kann, 
dann konnte auch der Verklagte die Nichtehelichkeit 
des Kindes S. nicht durch bloßes Bestreiten seiner Ehe­
lichkeit im Ehescheidungsverfahren oder in einem 
von dem Kind gegen ihn geführten Unterhaltsrechts­
streit geltend machen. Seine Einwendungen insoweit 
müssen, selbst wenn als erwiesen angesehen wäre, daß 
er der Mutter in der für das Kind S. geltenden gesetz­
lichen Empfängniszeit nicht beigewohnt hat, unbeacht­
lich bleiben, weil er die Nichtehelichkeit des nach 
§ 1719 BGB als ehelich geltenden Kindes in e n t ­
s p r e c h e n d e r  A n w e n d u n g  d e s  § 1593 BGB 
nur geltend machen konnte, wenn er die Ehelichkeit 
mit Erfolg angefochten hatte. Dazu hätte es aber des 
Ehelichkeitsahfechtungsverfahrens bedurft, für das die 
Bestimmungen der §§ 1954 fl. BGB gelten und das nach 
§§ 640 fl. ZPO durchgeführt werden muß. Der Verklagte 
ist daher dem Kinde S. nach §§ 1601 fl. BGB unterhalts­
pflichtig. Für die Abweisung dieses Unterhaltsanspruchs 
war sonach kein Raum.

§§ 1, 2 der VO über die Inanspruchnahme von Grund­
stücken für bergbauliche Zwecke vom 6. Dezember 1951 
(GBl. S. 1134).

1. Für den Anspruch auf Inanspruchnahme eines 
Grundstücks für bergbauliche Zwecke ist der Rechts­
weg zulässig.

2. Ton gehört zu den Bodenschätzen i. S. der genann­
ten Verordnung.

3. Das Wahlrecht, ob das in Anspruch genommene 
Grundstück dem Bergbautreibenden zu Eigentum zu 
übertragen, zu verpachten oder mit einer entsprechen­
den Dienstbarkeit zu belasten ist, steht dem Bergbau­
treibenden und nicht dem Eigentümer zu.

BG Potsdam, Urt. vom 17. Dezember 1958 — IBC 61/58.
Der Kläger, ein volkseigenes Ziegelwerk, hat vorgetra­

gen, daß sich auf dem Grundstück der Verklagten umfang­
reiche Tonvorkommen befänden. Diese seien für die 
Volkswirtschaft und den klägerischen Betrieb sehr wichtig. 
Der Kläger habe das Gelände von der Verklagten käuflich 
erwerben wollen. Die Verklagte habe aber das Kauf­
angebot abgelehnt. Der Kläger hat daher beantragt, die 
Verklagte zu verurteilen, das notarielle Vertragsangebot 
anzunehmen, das Grundstück dem Kläger aufzulassen 
sowie die erforderliche Eintragung im Grundbuch zu be­
willigen.

Die Verklagte hat Klageabweisung beantragt. Sie hat 
vorgetragen, daß sie gem. § 1 der VO über die Inanspruch­
nahme von Grundstücken für bergbauliche Zwecke vom
6. Dezember 1951 das Wahlrecht zwischen der Eigentums­
übertragung, der Verpachtung und der Einräumung einer 
Dienstbarkeit habe. Sie wolle das Grundstück verpachten.

Aus den G r ü n d e n :
Der Rechtsweg für die Klage ist zulässig. Zwar ist 

die Inanspruchnahme von Grundstücken für bergbau­
liche Zwecke nach Auffassung des Senats nicht zivil- 
rechtlicher Natur. Der Gesetzgeber hat aber in der VO 
über die Inanspruchnahme von Grundstücken für 
bergbauliche Zwecke die Durchführung der Inanspruch­

nahme zivilrechtlich ausgestaltet. Der Bergbautreibende 
ist berechtigt und der Grundstückseigentümer ist ver­
pflichtet, einen zivilrechtlichen Vertrag über die 
Nutzung oder. die Übertragung des Eigentums zu 
schließen. Der Anspruch auf Abschluß eines solchen 
Vertrags ist daher ebenfalls zivilrechtlicher Natur. Be­
züglich der Höhe der Vergütung ist gemäß § 4 der VO 
der Rechtsweg ausdrücklich vorgesehen.

Der Kläger ist auch Bergbautreibender im Sinne der 
Verordnung vom 6. Dezember 1951, da er die Gewin­
nung und Förderung von Bodenschätzen, nämlich von 
Ton, betreibt.

Was Bodenschätze sind, ist in der Verordnung vom
6. Dezember 1951 nicht gesagt. Es wird dort nur vom 
Betrieb des Bergbaus gesprochen. Darunter versteht 
man nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauch die Ge­
winnung, Förderung und Aufbereitung von Boden­
schätzen im Tagebau oder im Tiefbau. Wenn dabei das 
Gesetz oder die Verordnung selbst über den Begriff 
Bodenschätze schweigt, dann muß auch dieser aus dem 
allgemeinen Sprachgebrauch entnommen werden. Die 
Anweisung Nr. 31/1957 des Ministeriums der Finanzen 
der Deutschen Demokratischen Republik erklärt in Ab­
schnitt I Ziff. 5, daß Bodenschätze alle Bestandteile des 
Bodens seien, -die industriellen oder gemeinnützigen 
Zwecken dienen können, gleichgültig, ob sie im festen, 
flüssigen oder gasförmigen Zustand Vorkommen. Es ist 
zwar richtig, daß diese Anweisung sich nur an den 
inneren Betrieb der Finanzbehörden wendet. Für die 
Gerichte hat sie zweifelsohne nicht bindende Kraft. 
Der Begriff der Bodenschätze, wie er dort ausgelegt 
wird, entspricht aber, wie schon betont, dem gewöhn­
lichen Sprachgebrauch des Lebens. Demgemäß gehört 
auch Ton zu den Bodenschätzen. Er kommt als fester 
Bestandteil des Bodens vor und kann industriellen 
Zwecken dienstbar gemacht werden. In diesem Zu­
sammenhang ist von Bedeutung, daß das frühere 
Landesgesetz der Mark Brandenburg zur Überführung 
der Bodenschätze und Kohlenbergbaubetriebe in die 
Hand des Volkes vom 28. Juni 1947 den Begriff der 
Bodenschätze im § 1 des Gesetzes genaiu erläuterte. Im 
§ 1 des Gesetzes waren Gold, Silber, Eisen, Blei, Kupfer, 
Zinn, Zink usw. angegeben. Nach § 1 Abs. 2 des Ge­
setzes konnten in Erweiterung dessen Vorkommen an 
Gips, Kalk, Ton usw. ebenfalls enteignet werden. Auch 
nach diesem Gesetz wurde Ton also zu den Boden­
schätzen gezählt.

Die Verklagte hat vorgetragen, daß nach § 1 der Ver­
ordnung vom 6. Dezember 1951 der jeweilige Grund­
stückseigentümer verpflichtet ist, das Eigentum zu über­
tragen oder die zeitweilige Nutzung oder eine Dienst­
barkeit einzuräumen. Daraus folgert die Verklagte, daß 
der Grundstückseigentümer und nicht der Bergbau­
treibende zwischen diesen drei Möglichkeiten ein 
Wahlrecht habe. Entscheide er sich z. B. für die Ver­
pachtung, dann könne der Bergbautreibende nicht die 
Eigentumsübertragung verlangen. Dieses Argument ist 
nicht stichhaltig.

Schon aus dem Namen der Verordnung ergibt sich, 
daß die Inanspruchnahme durch den Bergbautreibenden 
eindeutig im Vordergrund steht. Das ist der wirtschaft­
liche Zweck der Verordnung. Die Duldungspflicht des 
Grundstückseigentümers zu einer der drei vorgesehenen 
Möglichkeiten ist nur das Gegenstück dazu und ergibt 
sich aus dem Recht zur Inanspmchniahme. Schon dies 
zeigt, daß das Inanspruchnahmerecht nicht dadurch 
geschmälert werden darf, daß das Wahlrecht zwischen 
den drei Möglichkeiten dem Grundstückseigentümer 
überlassen bleibt. Dazu kommt, daß die staatlichen 
Betriebe des Bergbaus in der Regel umfangreiche In­
vestitionen für den Bau und Abbau der jeweiligen Vor­
kommen ausgeben müssen. Dann kann aber nicht der 
Grundstückseigentümer wählen, ob er statt des Eigen­
tums die Verpachtung oder die Einräumung einer 
Dienstbarkeit vorzieht. Überließe man ihm dieses Wahl­
recht, so würde in privaten Grund und Boden in­
vestiert, entgegen dem Willen des Bergbautreibenden, 
der das Grundstück zu Eigemtam zu erhalten wünscht, 
aber durch die Ausübung des Wahlrechts des Grund­
stückseigentümers daran gehindert ist. Dies zeigt, daß 
es dem Bergbautreibenden überlassen bleiben muß, 
das Wahlrecht innerhalb der drei Möglichkeiten des § 1 
der Verordnung vom 6. Dezember 1951 auszuüben.
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